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Rates zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den 
Mitgliedstaaten  
(2720/EU XXIV.GP), 
 
SEK (08) 2945 - Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen 
Begleitdokument zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den 
Mitgliedstaaten 
Zusammenfassung der Folgenabschätzung  
(2718/EU XXIV.GP), 
 
KOM (08) 820 endg. - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für 
die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist  
(Neufassung) 
(2738/EU XXIV.GP), 
 
SEK (08) 2963/2 - Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen 
Begleitdokument zum Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für 
die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem 
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist 
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(5287/EU XXIV.GP), 
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Zwecke der effektiven Anwendung der Verordnung (EG) Nr. (.../...) zur Festlegung der 
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von 
einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags 
auf internationalen Schutz zuständig ist  
(2713/EU XXIV.GP), 
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Die Zukunft der gemeinsamen EU-Asylstrategie und deren konkrete Umsetzung waren 
beherrschendes Thema des EU-Unterausschusses des Nationalrats am Freitag, dem 17. 
April 2009. Österreich hat sich in der Vergangenheit klar zum Ziel bekannt, ein gemeinsames 
europäisches Asylsystem zu schaffen. Aus heimischer Sicht werden daher auch die Pläne 
der EU-Kommission zur Standardisierung und Harmonisierung grundsätzlich begrüßt, 
insbesondere die Bemühungen um eine Stärkung der praktischen Zusammenarbeit unter 
den Mitgliedsstaaten. Einheitliche Entscheidungsgrundlagen und eine einheitliche Praxis 
seien zentral, um Anreize für Sekundärmigrationen zu minimieren, heißt es. Dennoch sahen 
die Bundesministerin Maria Theresia Fekter wie auch die Abgeordneten von SPÖ und 
ÖVP die Vorschläge der Kommission zur konkreten Umsetzung teilweise sehr kritisch. 
FPÖ und BZÖ standen den Vorschlägen ablehnend gegenüber, nur die Grünen 
unterstützten die Kommissionsvorschläge uneingeschränkt. Ein S-V-Antrag auf 
Ausschussfeststellung wurde mehrheitlich angenommen, die Anträge der Opposition 
blieben in der Minderheit. 
 
 
 
 
Die Innenministerin betonte, eine zukünftige Asylstrategie müsse Harmonisierung und 
Effizienzsteigerung zum Ziel haben und eine gerechtere Verteilung der Lasten unter den 
Mitgliedsstaaten anstreben. Keineswegs aber dürfe es zu Eingriffen in nationale Rechte und 
zu einem verstärkten illegalen Aufenthalt von Flüchtlingen kommen. Man müsse weiter 
bemüht sein, Missbrauch hintanzuhalten. Die derzeit vorliegenden Vorschläge würden 
jedoch diese Ansprüche nicht erfüllen, meinte sie.  
 
Ähnlich äußerten sich die Abgeordneten der beiden Koalitionsparteien. So meinte etwa 
Abgeordnete Elisabeth Grossmann (S), die Neuregelungen dürften nicht dazu führen, 
dass es zu einer Sogwirkung komme. Entscheidend für das Asyl könne nicht die Lage im 
Zielland sein, sondern habe die Lage im Herkunftsland zu bleiben. Trotz aller Kritik an den 
Vorschlägen der Kommission sei eine Harmonisierung zu begrüßen, da es hinsichtlich der 
Bewertungspraxis in den einzelnen Mitgliedsstaaten zu großen Diskrepanzen komme.   
 
Abgeordnete Beatrix Karl (V) hielt fest, man müsse aufpassen, dass es nicht zu 
unerwünschten Effekten komme. Die Verbesserung und Angleichung der Asylsysteme habe 
der Effizienzsteigerung und Rechtssicherheit zu dienen, dürfe aber nicht zur Aufweichung 
bestehender Regeln und zur Verletzung des Subsidiaritätssystems führen.  
 
In einem Antrag auf Ausschussfeststellung halten die beiden Koalitionsparteien daher 
fest, dass die den Vorlagen beigefügten Abschätzungen der Folgen und Auswirkungen der 
vorgeschlagenen Maßnahmen teilweise mangelhaft oder nicht nachvollziehbar sind. Das 
betreffe insbesondere die finanziellen Auswirkungen auf die Mitgliedsstaaten, die möglichen 
Auswirkungen auf Sekundärmigration und die Begründung für die Einhaltung der Grundsätze 
der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit. Die Abgeordneten sehen vor allem bei den 
Vorschlägen betreffend Zugang zum Arbeitsmarkt, betreffend die Höhe der zu erbringenden 
Sozial-, bzw. Versorgungsleistungen, sowie die Ausweitung der Definition der 
Familienangehörigen die Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit verletzt. 
Im gegenständlichen Antrag gehen dann die Abgeordneten detailliert kritisch auf die 
Asylstrategie, die Aufnahme-Richtlinien, die Dublin-Verordnung, die EURODAC-Verordnung 
und die Verordnung betreffend Asyl-Unterstützungsbüro ein. Bei all diesen Fragen orten sie 
noch erheblichen Diskussionsbedarf.  
 
Der Antrag wurde schließlich mit den Stimmen von SPÖ und ÖVP mehrheitlich 
angenommen. Eine ähnlich kritische Stellungnahme zu diesen Fragen hatte der Bundesrat 
in der Sitzung seines EU-Ausschusses am 3. Februar 2009 abgegeben (siehe PK Nr. 
63/2009) 
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Keine Zustimmung zu den Vorschlägen der Kommission kam von den FPÖ-
Ausschussmitgliedern. Nach Auffassung von Abgeordnetem Johannes Hübner (F) mache 
der Vorschlag der Kommission insbesondere im Hinblick auf die neuen 
Schubhaftbedingungen, die Ausdehnung des Familienbegriffs, den leichteren 
Arbeitsmarktzugang und die Erweiterung der Grundversorgung ein vernünftiges Asylsystem 
unmöglich. In einem Antrag auf Stellungnahme fordert die FPÖ daher die zuständigen 
Mitglieder der Bundesregierung auf, den Vorschlag zur Festlegung von Mindestnormen für 
die Aufnahme von AsylwerberInnen in den Mitgliedsstaaten abzulehnen und gegenüber der 
Mitteilung der Kommission über die künftige Asylstrategie im Sinne einer restriktiven 
Asylpolitik eine klar ablehnende Haltung einzunehmen. Der Antrag wurde lediglich von FPÖ 
und BZÖ unterstützt und erhielt somit nicht die erforderliche Mehrheit.  
 
Ebenso negativ äußerten sich die Abgeordneten des BZÖ, wobei sie jedoch den Vorschlag 
zur EURODAC-Verordnung davon ausnahmen. Abgeordneter Ewald Stadler (B) stellte 
fest, die Vorschläge entbehrten jeglicher realistischer Betrachtung, und begründete die 
Haltung seiner Fraktion damit, dass die bisherigen Vorstellungen der Kommission generell 
auf eine Ausweitung der Rechte von AsylwerberInnen abzielten und damit zu weiteren 
Kosten und administrationsintensiven Verfahrensverzögerungen führen würden. Der 
Asylmissbrauch würde nicht nur nicht eingedämmt sondern noch ausgeweitet. Der 
diesbezügliche Antrag auf Ausschussfeststellung des BZÖ wurde jedoch von den 
anderen Fraktionen abgelehnt und blieb somit in der Minderheit. In einem weiteren Antrag 
auf Ausschussfeststellung sprachen sich die BZÖ-Abgeordneten gegen die Einrichtung 
eines Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen aus. Auch dieser Antrag wurde 
mehrheitlich von SPÖ, ÖVP und Grünen mehrheitlich abgelehnt.  
 
Im Gegensatz zu den anderen Fraktionen zeigten sich die Grünen mit den 
Änderungsvorschlägen der Kommission zur EU-Asylpolitik völlig einverstanden. 
AslywerberInnen hätten ein Recht auf ein menschenwürdiges Dasein, unterstrich 
Abgeordnete Ulrike Lunacek (G). Es sei wichtig, den Betroffenen einen Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu öffnen, bis über deren Asylantrag entschieden ist. Die Grünen hielten es für 
eine unabdingbare Notwendigkeit, für die Betreuung von Flüchtlingen einheitliche Standards 
festzulegen. Ihr Antrag auf Stellungnahme wurde jedoch von den anderen Fraktionen 
mehrheitlich abgelehnt.  
 
 
 
 
Die EU-Kommission hat als Grundlage für die weitere Harmonisierung des Asylwesens eine 
Mitteilung unter dem Titel "Künftige Asylstrategien – Ein integriertes Konzept für EU-
weiten Schutz" vorgelegt. Darin skizziert die Kommission die Pläne für die Umsetzung der 
zweiten Phase eines gemeinsamen europäischen Asylsystems, wie es das Haager 
Programm 2004 bis 2009 vorsieht. War man in der ersten Phase um die Schaffung von 
Mindestnormen bemüht, so soll es im folgenden Schritt der Harmonisierung zur 
Verwirklichung eines gemeinsamen Asylverfahrens, zu einem unionsweit geltenden 
einheitlichen Status für Flüchtlinge und subsidiär Schutzbedürftige kommen. Flüchtlinge und 
subsidiär Schutzberechtigte – das sind Personen, deren Asylantrag zwar abgelehnt wurde, 
deren Leben oder Gesundheit im Herkunftsland aber bedroht ist -  sollen eine einheitliche 
Rechtsstellung erhalten, wobei man geschlechtsspezifische Aspekte und spezielle 
Bedürfnisse von besonders hilfsbedürftigen Gruppen berücksichtigen will. Darüber hinaus 
will man die praktische Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsstaaten stärken. Zur 
Erreichung der Schutzstandards schlägt die Kommission eine Überarbeitung der Aufnahme-
Richtlinie, der Verfahrens- und der Status-Richtlinie sowie der Dublin II- und der EURODAC-
Verordnung an. 
 
In diesem Zusammenhang strebt die EU unter anderem eine Qualitätssteigerung der 
Asylsysteme an. Daher werden Anstrengungen unternommen, die praktische 
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Zusammenarbeit und Solidarität innerhalb der EU und im Verhältnis zu Drittstaaten zu 
fördern und zu verbessern und damit zu einer verstärkten Harmonisierung und zur Wahrung 
der Kohärenz beizutragen. Die Kommission schlägt zu diesem Zweck die Errichtung einer 
Europäischen Asylunterstützungsagentur vor und regt an, das Dublin-System zu ändern, die 
Möglichkeit der gemeinsamen Bearbeitung von Asylanträgen zu prüfen, Spezialteams zur 
Unterstützung überlasteter Mitgliedsstaaten bereitzustellen und stärker belastete EU-Länder 
finanziell zu unterstützen. Darüber hinaus werden regionale Schutzprogramme zur 
Verbesserung der Situation in den Drittstaaten überlegt, etwa erleichterte 
Asylverfahrenszugänge und Wiederansiedlungen auf freiwilliger Basis.  
 
Bei den auf der Tagesordnung stehenden konkreten Vorlagen zur Umsetzung der Ziele 
handelt es sich zunächst um einen Richtlinienvorschlag zur Festlegung von 
Mindestnormen für die Aufnahme von AsylwerberInnen in den Mitgliedsländern, wobei 
es unter anderem um einen Zugang zum Arbeitsmarkt 6 Monate nach Antragstellung geht, 
was von Österreich kritisch gesehen wird. Der Arbeitsmarktzugang falle in die nationale 
Kompetenz der Mitgliedsstaaten, wird ausdrücklich betont. Ebenso ablehnend hat sich 
Österreich gegenüber der Erwägung der Kommission geäußert, die einzelnen Länder zu 
verpflichten, bei der Gewährung finanzieller Unterstützung für AsylwerberInnen den Umfang 
der eigenen Staatsangehörigen gewährten Sozialhilfe zu berücksichtigen. Dies würde 
aufgrund des unterschiedlichen Sozialhilfeniveaus zu Sekundärmigration führen, wird 
befürchtet. Ähnlich verhält es sich mit dem Punkt, die Möglichkeit zur Gewahrsamnahme 
stark einzuschränken sowie mit der geplanten Erweiterung des Familienbegriffs. Österreich 
wendet sich gegen eine massive Einschränkung der Inschubhaftnahme und tritt für die 
Beibehaltung des Familienbegriffs, der sich auf die Kernfamilie bezieht, ein. Außerdem soll 
nach Auffassung Österreichs die Mitwirkung der AsylwerberInnen am Verfahren weiterhin ein 
wesentlicher Faktor bleiben. Die Kommission schlägt weiters vor, nationale Maßnahmen zur 
sofortigen Feststellung besonderer Bedürfnisse einzuführen, um etwa den Zugang zu 
medizinischer Versorgung oder zu Bildungseinrichtungen im Fall von Jugendlichen 
sicherzustellen. Laut österreichischer Position ist bei einer Erweiterung der Gruppe 
besonders Schutzwürdiger auf psychisch Kranke große Missbrauchsgefahr gegeben.  
 
Die angestrebte Neufassung der Dublin II-Verordnung, in der geregelt wird, wer für die 
Prüfung der Asylverfahren zuständig ist, soll laut Kommission die Leistungsfähigkeit des 
Systems durch die Einführung von Fristen und durch Präzisierungen erhöhen. Darüber 
hinaus sollen nun auch subsidiär Schutzberechtigte in den Anwendungsbereich der 
Verordnung einbezogen, der Schutz unbegleiteter Minderjähriger und anderer 
schutzbedürftiger Personen ausgeweitet und der Rechtsschutz allgemein gestärkt werden. 
Auch diesen Vorschlag sieht Österreich sehr kritisch, da laut Stellungnahme des 
Innenministeriums damit das Grundprinzip der geltenden Dublin-Verordnung geändert werde 
und die Neufassung auf eine weitgehende Ausweitung der Rechte von AsylwerberInnen 
inklusive einer partiellen Wahlfreiheit des zuständigen Mitgliedstaates durch die 
AsylwerberInnen abziele. Die neuen Regelungen zu Rechtsbehelfen würden den Vollzug der 
Dublin-Verordnung erheblich behindern, heißt es in der Stellungnahme. Insbesondere wird 
die vorgeschlagene Möglichkeit zur zeitweiligen Aussetzung von Dublin-Überstellungen 
abgelehnt, da dies zu einer Aufweichung der Verantwortung der Mitgliedsstaaten und zu 
einer kosten- und administrationsintensiven Verfahrensverzögerung führen würde. 
 
Weiters lag der Entwurf für die Neuregelung der Verordnung über die Einrichtung von 
"EURODAC" zur elektronischen Erfassung, Weiterverarbeitung und Übermittlung von 
Fingerabdrücken vor, der unter anderem auf einen verbesserten Schutz personenbezogener 
Daten abstellt. Österreich steht diesem Vorhaben grundsätzlich positiv gegenüber, vor allem 
wird die Festlegung klarer Fristen für die Datenübermittlung begrüßt. Aus heimischer Sicht 
wurde aber auch der Wunsch nach verpflichtenden Regelungen zur Einspeicherung bzw. 
Abfragemöglichkeiten zur Datenkategorie der illegal an der Grenze aufgegriffenen 
Drittstaatsangehörigen sowie nach einer zwingenden Einspeicherung von illegal Aufhältigen 
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geäußert. Wie betont wird, kann eine Zustimmung zu EURODAC nur im Einklang mit der 
Dublin-Verordnung erfolgen, weshalb der weitere Verhandlungsverlauf abzuwarten ist.  
 
Schließlich stand der Verordnungsentwurf zur Einrichtung eines Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen zur Diskussion. Mit einer solchen Institution 
beabsichtigt man, die praktische Zusammenarbeit im Asylbereich zu unterstützen, besonders 
belasteten Mitgliedstaaten behilflich zu sein und zur Verwirklichung eines gemeinsamen 
Europäischen Asylsystems beizutragen. Das Büro soll daher laut Plan bewährte Praktiken 
ermitteln, Schulungen organisieren, den Zugang zu einer aussagekräftigen 
Herkunftsländerinformation erleichtern, Unterstützungsteams koordinieren und technische 
und faktische Unterstützung leisten. Es ist als Regulierungsagentur mit eigener 
Rechtspersönlichkeit geplant, soll aber keine Entscheidungsbefugnisse haben. Auch dieser 
Vorschlag findet nicht die ungeteilte Unterstützung Österreichs. Österreich betont 
insbesondere, dass sich der Einsatz des Asylunterstützungsteams auf eine praktische Hilfe 
vor Ort beschränken müsste. Eine Einbindung in nationale Asylverfahren dürfe keinesfalls 
vorgesehen werden. Jedenfalls sieht man aus heimischer Sicht in dieser Frage noch einen 
großen Diskussionsbedarf, da man die Auffassung vertritt, dass unnötige und 
kostenintensive bürokratische Strukturen zu vermeiden sind und die Notwendigkeit einer 
derartigen neuen Institution von der Kommission noch nicht ausreichend begründet worden 
ist. 
 
 
 
 
In ihrer einleitenden Stellungnahme bekräftigte Innenministerin Maria Theresia Fekter die 
Bestrebungen nach Standardisierung und Harmonisierung, zumal es durch die 
unterschiedliche Anerkennungspraxis und die unterschiedlichen sozialen Niveaus in den 
einzelnen Mitgliedsstaaten attraktivere und weniger attraktive Zielländer gebe. Österreich 
gehöre jedenfalls durch die Grundversorgung und die Abwicklung der Individualverfahren zu 
den attraktiveren Staaten. Die Bundesregierung habe dennoch zu den einzelnen 
Detailfragen kritische Anmerkungen gemacht und werde darin von vielen anderen Ländern 
unterstützt. Befürwortet werde jedoch in weiten Bereichen die EURODAC-Verordnung.  
 
So würde die neue Aufnahme-Richtlinie Österreich finanziell stark belasten, stellte Fekter 
fest, da sie weit über das ohnehin hohe Niveau hinausgehe. Massiv wehrte sich die 
Ministerin gegen den Vorschlag der Kommission, Malta, Zypern und Griechenland für eine 
bestimmte Zeit von den Dublin-Pflichten zu befreien, da diese Länder besonders belastet 
seien. Fekter begründete ihre Haltung damit, dass Österreich zumindest ebenso belastet wie 
Griechenland sei, und in Europa an fünfter Stelle nach Malta, Zypern, Schweden und 
Griechenland liege. Ein solches Moratorium würde dazu führen, dass vieles wieder bei 
Österreich lande, sagte sie. Es sei vor allem nicht verständlich, Griechenland zu erlauben, 
sich aus der Verantwortung zu stehlen.  
 
Das Unterstützungsbüro für Asylfragen werde von Österreich zwar nicht abgelehnt, man 
werde jedoch keiner Institution zustimmen, die zu einem zentraleuropäischen Asylwesen 
führe, bekräftigte Fekter. Asylpolitik müsse nationale Angelegenheit bleiben, daher habe sie 
darauf gedrängt, dass es sich bei diesem Büro um eine reine Unterstützungsinstitution 
handelt.  
 
Daraufhin meldete sich Abgeordnete Elisabeth Grossmann (S) zu Wort, die eingangs den 
menschlichen Aspekt im gesamten Asylwesen unterstrich. Dennoch müsse man eine 
unkontrollierte Migration und die Gefährdung der Aufnahmefähigkeit einzelner Länder 
vermeiden, sagte sie. Grossmann teilte die Skepsis der Ministerin hinsichtlich des 
Unterstützungsbüros und vertrat die Auffassung, dass mit der Erhöhung der 
Grundversorgung das Subsidiaritätsprinzip verletzt würde. Die selbe Problematik stelle sich 
hinsichtlich der angestrebten Öffnung des Arbeitsmarkts für AsylwerberInnen. Grossmann 
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plädierte dafür, alles zu unternehmen, um auch die Standards in den einzelnen 
Mitgliedsstaaten anzuheben.  
 
Ihre Klubkollegin Abgeordnete Angela Lueger (S) präzisierte die Kritikpunkte der SPÖ. So 
würde ihrer Ansicht nach die Ausweitung der Definition des Familienbegriffs zu höheren 
Belastungen in den Mitgliedsstaaten führen, argumentierte sie. Die Erleichterung des 
Zugangs zum Arbeitsmarkt hielt sie für überzogen. Sie konnte sich jedoch vorstellen, dass 
AsylwerberInnen nach einer bestimmten Zeit Ansuchen beim AMS stellen können und deren 
Anträge daraufhin nach den Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes geprüft 
werden. Ebenso überzogen seien die Vorstellungen zur Grundversorgung und griffen in die 
nationalen Kompetenzen ein. Lueger wandte sich auch gegen die vorgesehene 
Einschränkung der Möglichkeiten der Schubhaft. Ihrer Meinung nach sollten 
AsylwerberInnen auch in Zukunft angehalten werden, aktiv im Verfahren mitzuwirken. Das 
geplante Unterstützungsbüro widerspricht laut Lueger dem Bemühen um Deregulierung und 
Bürokratieabbau. Die Notwendigkeit einer derartigen Agentur sei daher kritisch zu 
hinterfragen. Lueger warf der FPÖ vor, gegen alles zu sein, ohne eigenen Vorschläge zu 
bringen, und begründete die Ablehnung des Antrags der Grünen mit dem Hinweis, dass 
vieles noch nicht entschieden sei. Einige Punkte darin seien aber aus ihrer Sicht durchaus 
unterstützungswürdig.  
 
Große Probleme im Bereich der Sozialleistungen sah auch Abgeordnete Beatrix Karl (V). 
Sie wies darauf hin, dass selbst EU-BürgerInnen erst dann Anspruch auf Sozialhilfe haben, 
wenn sie über einen Daueraufenthalt verfügen. Würde der Kommissionsvorschlag 
umgesetzt, wären AsylwerberInnen gegenüber EU-BürgerInnen bessergestellt. Sie warnte 
auch vor negativen Tendenzen am Arbeitsmarkt. Wichtigstes Ziel müsse es sein, so Karl, 
das Asylsystem zu verbessern und anzugleichen, weshalb sie die verstärkte 
Zusammenarbeit begrüßte, um die Anwendung und die Auslegung der Bestimmungen zu 
harmonisieren.  
 
Abgeordneter Wolfgang Schüssel (V) bekräftigte, es sei nichts dagegen einzuwenden, 
wenn sich die Europäische Kommission mit der Asylproblematik näher auseinander setzt. 
Dennoch müsse man mit Augenmaß vorgehen. So sei etwa die Frage des Arbeitsmarkts 
sehr heikel. Auf der einen Seite bestehe oft großes Unverständnis darüber, dass 
AsylwerberInnen nichts arbeiten dürfen, andererseits könne es nicht so sein, dass ihnen 
nach sechs Monaten der volle Zugang gewährt wird, denn das würde gegenüber den neuen 
EU-Mitgliedsstaaten Ungleichheiten schaffen. Auf Grund der Übergangsfristen wären deren 
BürgerInnen schlechter gestellt als AsylwerberInnen. Man müsse auch die Tatsache 
beachten, dass die Arbeitsmarktprobleme in den einzelnen Mitgliedsstaaten sehr 
unterschiedlich sind, bemerkte Schüssel. Das Subsidiaritätsprinzip sei daher in dieser Frage 
genauso zu respektieren wie bei der Grundversorgung. Er trete für eine Formulierung ein, 
wonach ein angemessener Lebensunterhalt garantiert werden soll. Schüssel wollte auch die 
Frage der Abschiebungen nicht auf EU-Ebene heben. Hinsichtlich des Unterstützungsbüros 
stellte der V-Abgeordnete fest, die Kommission müsse den Mehrwert einer solchen 
Institution erst begründen. Auch er zeigte sich skeptisch, ob man eine derartige Agentur 
tatsächlich brauche. Zum Antrag der Grünen merkte er an, darin würden politische 
Flüchtlinge und Wirtschaftsflüchtlinge vermengt, und das müsse man auseinanderhalten.  
 
Seitens der FPÖ wurde ins Treffen geführt, dass es sich bei den AsylwerberInnen zu 90 % 
um Wirtschaftsflüchtlinge handelt. Das Asylsystem und die Flüchtlingskonvention stamme 
aus einer anderen Zeit, meinte Abgeordneter Johannes Hübner (F). Die Konvention sei 
längst zum Vehikel für illegale Einwanderung geworden. Es könne auch nicht das Bestreben 
der EU sein, Mindeststandards festzulegen und damit weitere EU-Länder für die 
Einwanderung attraktiv zu machen, bzw. der EU noch mehr Magnetwirkung zu verschaffen, 
stellte Hübner fest.  
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Abgeordneter Harald Stefan (F) ergänzte, seitens der anderen Fraktionen werde so getan, 
als ob das Asylsystem in Österreich in Ordnung sei. Vielmehr laufe es schlecht, die 
Asylanträge hätten wieder stark zugenommen. Er kritisierte vor allem die geplante 
Ausdehnung des Schutzes auf subsidiär Schutzbedürftige sowie die Pläne zur Öffnung des 
Arbeitsmarkts und plädierte dafür, Europa für Wirtschaftsflüchtlinge weniger attraktiv zu 
machen und damit den Sog zu vermindern.  
 
Eine Unterwanderung der EU-Institutionen durch NGOs befürchtete Abgeordneter Walter 
Rosenkranz (F) angesichts der vorliegenden Kommissionsvorschläge. Der Zugang zum 
Arbeitsmarkt würde weit aufgemacht und damit dem ohnehin bestehenden Lohndumping 
weiterhin Vorschub geleistet. Denn hinter diesen Vorschlägen stünden nicht nur NGOs 
sondern auch die Industrie, die illegale billige Arbeitskräfte beschäftige. Rosenkranz warnte 
davor, bestehende Regelungen wie Dublin oder Schengen in irgendeiner Form 
aufzuweichen. Vielmehr müsste man alles daran setzen, die Umsetzung strikter zu 
handhaben, so Rosenkranz. 
 
Harsche Kritik sowohl an den Vorschlägen der Kommission als auch am Antrag der 
Koalitionsparteien und der Grünen kam von Abgeordnetem Ewald Stadler (B). Er stieß sich 
vor allem an den Formulierung im S-V-Antrag, wonach viele Punkte nur "kritisch gesehen" 
werden. Vielmehr solle man klar sagen, dass die Vorschläge mit Ausnahme von EURODAC 
abzulehnen sind, appellierte er. Die Harmonisierungsbestrebungen der Kommission würden 
zum fortgesetztem Asylmissbrauch anstiften, sagte Stadler. Die Entwürfe seien der 
schlagende Beweis dafür, dass die Kommission bemüht sei, in Europa noch unpopulärer zu 
werden. Als unerträglich bezeichnete Stadler insbesondere die Vorstellungen zur Öffnung 
des Arbeitsmarkts, die Ausweitung des Familienbegriffs, die Gewahrsamsregelung und die 
Einbeziehung psychisch Kranker. Wenn man in Europa eine andere Bevölkerung haben und 
niedrigere Löhne zahlen wolle, dann solle man das auch deutlich sagen, forderte der BZÖ-
Mandatar. Er wandte sich auch gegen das geplante Unterstützungsbüro, zumal man in der 
Vergangenheit mit derartigen Einrichtungen keine guten Erfahrungen gemacht habe. Die 
Aufgaben könnten durchaus von einer eigenen Dienststelle der Kommission bewältigt 
werden, meinte er.  
 
Die Abgeordneten der Grünen beurteilten die Kommissionsvorschläge im Gegensatz zu den 
anderen Fraktionen durchwegs positiv. Die Kommission habe offensichtlich die Problemlage 
erkannt, bemerkte Abgeordnete Alev Korun (G). Die unterschiedliche Anerkennungspraxis 
sei nicht zu akzeptieren, weil damit das Schicksal der AsylwerberInnen vom Zufall abhänge.  
 
Wo bleibt der europäische Anspruch, solidarische Systeme zu etablieren und die Lage in den 
anderen Ländern zu verbessern, fragte Abgeordnete Ulrike Lunacek (G). Sie widersprach 
den Darstellungen, wonach es sich bei den AsylwerberInnen in erster Linie um 
Wirtschaftsflüchtlinge und nicht um politische Flüchtlinge handelt, und trat für eine verstärkte 
Entwicklungshilfe ein. Anders als die Ministerin befürwortete Lunacek, Ländern mit großen 
Schwierigkeiten, wie Malta, Zypern und Griechenland, unter die Arme zu greifen.  
 
Abgeordnete Alev Korun (G) sprach sich für eine gerechte Lastenverteilung aus und 
befürwortete die Öffnung des Arbeitsmarkts für AsylwerberInnen. Bleibe man bei nationalen 
Kompetenzen, dann werde es in Zukunft weiterhin 27 verschiedene Regelungen geben, 
sagte sie. In Österreich hätten AsylwerberInnen zwar theoretisch nach einiger Zeit 
eingeschränkten Zugang zum Arbeitsmarkt, durch den sogenannten "Bartenstein-Erlass" sei 
dieser aber faktisch unmöglich, kritisierte sie.  
 
Am Ende der Ausschusssitzung bekräftigte Bundesministerin Maria Theresia Fekter ihre 
negative Haltung zum Moratorium für Malta, Zypern und Griechenland. Die EU sei sehr 
bemüht, die Länder zu unterstützen, betonte sie gegenüber Abgeordneter Marianne 
Hagenhofer (S). Es gebe eine eigene Kooperation der Mittelmeerstaaten, die sich um die 
Flüchtlingsströme aus Westafrika kümmere, informierte Ministerin Fekter. Außerdem werde 
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der Aufbau eines Küstenüberwachungssystems unterstützt. Zudem sei die Kooperation mit 
Marokko intensiviert worden, berichtete Fekter und hielt fest, dass die EU zudem Schiffe im 
Mittelmeer habe, um die Menschen aus den überfüllten Booten aufnehmen zu können.  
 
Was die Rücküberweisungsabkommen betreffe, so habe Österreich mit keinem Land einen 
derartigen Vertrag geschlossen. Es bedürfe einer sorgfältigen Prüfung, vor allem wolle man 
die Entwicklungshilfe nicht mit derartigen Vereinbarungen koppeln. Die EU selbst verhandle 
aber mit mehreren Ländern und zeige sich dabei sehr großzügig, betonte Fekter.  
 
Im Rahmen der Diskussion kam es auch zu einem kleinerem Meinungsaustausch 
hinsichtlich der Guantanamo-Häftlinge. Die Innenministerin hatte sich gegen die Aufnahme 
von Guantanamo-Häftlingen gewehrt, solange deren Rechtstatus nicht geklärt ist. Daraufhin 
hat ihr Abgeordnete Alev Korun (G) ein bedenkliches Menschenrechtsverständnis 
vorgeworfen. Korun stieß sich insbesondere daran, dass sowohl die Innenministerin als auch 
Abgeordneter Wolfgang Schüssel (V) die Auffassung vertreten haben, dass es sich bei den 
Betroffenen nicht unbedingt um völlig unbescholtene Personen handle. Wenn eine 
Weltmacht wie die USA jemanden ohne Beweise einsperrt, könne man nicht von vornherein 
davon ausgehen, dass diese Personen auch verdächtig seien, konterte Korun.  
 
Fekter blieb bei ihrer Auffassung und entgegnete, Amerika würde Guantanamo-Häftlinge als 
nicht gänzlich ungefährlich einstufen, auch wenn sie noch kein Verfahren haben. Gibt man 
ihnen den rechtlichen Status als Gefangene, so seien sie einem Verfahren zuzuführen, stufe 
man sie als Kriegsgefangene ein, dann müsse man sie freilassen. Wenn man daher diese 
Personen aufnehme, dann dürften sie sich auch in Europa frei bewegen. Daher müsse auf 
alle Fälle deren rechtlicher Status geklärt werden.  
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Folgender Antrag auf Ausschussfeststellung der Koalitionsparteien wurde von SPÖ und ÖVP 
mehrheitlich angenommen: 
 
 
 
 
 
Ständiger Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union   17. 4.  2009 
 
 
 

Antrag 
 
 
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union wolle 
beschließen: 
 

I. 
Ausschussfeststellung: 

 
 

„Stellungnahme an die Europäische Kommission 
 
 

1.  
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union hat am 17.   
April 2009 folgende Vorlagen in öffentlicher Sitzung beraten: 
 

a) KOM (08) 360 endg./2 - Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, 
den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss 
der Regionen; Künftige Asylstrategie - Ein integriertes Konzept für EU-weiten Schutz 
(330/EU XXIV.GP) 

 
b) KOM (08) 815 endg. - Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 

des Rates zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern 
in den Mitgliedstaaten (2720/EU XXIV.GP), 

 
c) KOM (08) 820 endg. - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des 
Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder 
Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz 
zuständig ist (Neufassung) (2738/EU XXIV.GP) 

 
d) KOM (08) 825 endg. - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates über die Einrichtung von "EURODAC" für den Abgleich von 
Fingerabdruckdaten zum Zwecke der effektiven Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 
(.../...) zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, 
der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in 
einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zuständig ist 
(2713/EU XXIV.GP) 

 
e) KOM (09) 66 endg. - Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates zur Einrichtung eines Europäischen Unterstützungsbüros für 
Asylfragen (7285/EU XXIV.GP) 
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2.  
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union hat darüber 
hinaus die Gemeinsame Stellungnahme der Bundesländer vom 30. 1. 2009 und die 
Stellungnahme des EU-Ausschusses des  Bundesrates vom 3. Februar 2009 erwogen. 
 
 
3.  
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union kommt nach 
ausführlicher Debatte und aufgrund der von der Bundesregierung schriftlich und mündlich 
erteilten Auskünfte sowie in Kenntnis der Position des Europäischen Parlamentes zu 
folgendem Ergebnis: 
 
 
4.  
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union unterstützt die 
unter 2.) genannten Beschlüsse und Stellungnahmen. 
 
 
5.  
Generelle Feststellungen: 
 
Zunächst ist festzustellen, dass die den Vorlagen beigefügten Abschätzungen der Folgen 
und Auswirkungen der vorgeschlagenen Maßnahmen teilweise mangelhaft oder nicht 
nachvollziehbar sind. Dies betrifft insbesondere die finanziellen Auswirkungen auf die 
Mitgliedsstaaten, die möglichen Auswirkungen auf Sekundärmigration und die Begründung 
für die Einhaltung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit. 
 
 
6.  
Subsidiaritätsprinzip: 
 
Mit den Grundsätzen der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit unvereinbar erscheinen 
insbesondere die Vorschläge betreffend Zugang zum Arbeitsmarkt, betreffend die Höhe der 
zu erbringenden Sozial- bzw. Versorgungsleistungen sowie die Ausweitung der Definition der 
Familienangehörigen.  
 
 
7.  
zur Asylstrategie: 
 

a) Österreich bekennt sich klar zum Ziel der Schaffung eines gemeinsamen 
europäischen Asylsystems. Die Qualität der nationalen Asylsysteme soll weiter 
verbessert und die Asylentscheidungen der EU-Mitgliedsstaaten sollen weiter 
aneinander angeglichen werden.  

 
b) Besonders unterstützt wird daher das Ziel der Stärkung der praktischen 

Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten untereinander, denn für eine tatsächliche 
Harmonisierung ist eine einheitliche Auslegung und Anwendung der bestehenden 
Bestimmungen notwendig. Einheitliche Entscheidungsgrundlagen und eine 
einheitliche Praxis sind entscheidend, um Anreize für Sekundärmigrationen zu 
minimieren. 

 
c) Die Förderung der Solidarität unter den Mitgliedsstaaten wird begrüßt. In diesem 

Sinne wird auch der Einsatz von Asylexpertenteams durch das 
Asylunterstützungsbüro unterstützt. Um allerdings in weiterer Folge auch tatsächlich 
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„Lastenteilung“ praktizieren zu können, muss zuerst eine tatsächliche, gemeinsame 
EU-Asylpolitik erreicht werden.   

 
d) „Solidarität nach außen“ wird von Österreich unterstützt. Dabei sollte vor allem die 

Umsetzung regionaler Schutzprogramme, also der Schutz direkt vor Ort, im 
Mittelpunkt stehen. Österreich sieht hingegen eine Teilnahme an 
Resettlementprogrammen derzeit kritisch. Einem EU-Ansatz für Resettlement müsste 
eine praktizierte tatsächliche gemeinsame EU-Asylpolitik vorangehen. 

 
 
8.  
zur Aufnahme-Richtlinie 
 

a) Die Ausweitung des Anwendungsbereichs auf subsidiär Schutzberechtigte wird 
unterstützt. Dies ist in Österreich bereits umgesetzt. 

 
b) Der Arbeitsmarktzugang fällt in die nationale Kompetenz der Mitgliedsstaaten. Ein 

harmonisierter Zugang zum Arbeitsmarkt 6 Monate nach Antragstellung wird daher 
kritisch gesehen. Diese Maßnahme würde Pull-Faktoren schaffen. 

 
c) Die Definition des Familienbegriffs wird im Kommissionsvorschlag sehr weit gefasst. 

Österreich tritt für die Beibehaltung der Kernfamilie (Elternteil eines minderjährigen 
Kindes, Ehegatte, Minderjähriges Kind eines Asylwerbers) ein.  

 
d) Der derzeitige Umfang der Grundversorgung sollte beibehalten werden. Eine 

Erweiterung der Grundversorgung würde zu einer massiven Erhöhung der 
Grundversorgungskosten führen. Zudem würde durch unterschiedliche 
Sozialhilfeniveaus in den Mitgliedsstaaten Sekundärmigration gefördert. 

 
e) Zudem sollte die Mitwirkung des Asylwerbers am Verfahren weiterhin ein 

wesentlicher Faktor bleiben. Eine Einschränkung der Entzugsgründe bei der 
Grundversorgung wird daher kritisch gesehen. 

 
f) Die neuen Schubhaftbedingungen in der Aufnahme Richtlinie werden kritisch 

gesehen. Sie stellen massive Einschränkungen der Inschubhaftnahme dar.  
 

g) Die Erweiterung der Gruppe besonders Schutzwürdiger auf psychisch kranke 
Personen wird kritisch gesehen, da dies zu Missbrauch führen könnte. 

 
 
9.  
zur Dublin-VO 
 

a) Österreich begrüßt das Grundprinzip der derzeit geltenden Dublin-Verordnung zur 
Feststellung des zuständigen Mitgliedstaaten zur Prüfung eines Asylantrags. Der 
Evaluierungsbericht der Kommission hat gezeigt, dass das bestehende System 
grundsätzlich funktioniert, die Effizienz allerdings gesteigert werden sollte. 

 
b) Österreich hat sich daher von der Neufassung der Dublin-Verordnung Änderungen 

erwartet, die die Effizienz des Dublin-Vollzugs erhöhen, die Mitgliedsstaaten bei der 
Umsetzung der Dublin-Verordnung unterstützten und die Zuständigkeits- und 
Vollzugslücken schließen und Rechtssicherheit schaffen. 

 
c) Die Kommission hat nun allerdings einen Änderungsentwurf vorgelegt, der das 

Grundprinzip der Verordnung ändert und nun nicht mehr ein Zuständigkeitssystem für 
die Mitgliedsstaaten, sondern auf eine weitgehende Ausweitung der Rechte von 
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Asylwerbern inklusive einer partiellen Wahlfreiheit des zuständigen Mitgliedsstaats 
durch den Asylwerber abzielt. 

 
d) Besonders problematisch aus österreichischer Sicht sind folgende 

Änderungsvorschläge:  
 

- Die von der Kommission vorgeschlagene Möglichkeit zur zeitweiligen 
Aussetzung von Dublin-Überstellungen wird kritisch gesehen. Es darf aus 
österreichischer Sicht zu keiner Aufweichung der Verantwortung der 
Mitgliedsstaaten kommen. Das von der Kommission vorgeschlagene System 
würde zu einer weiteren kosten- und administrationsintensiven Verzögerung 
der Verfahren führen. 

 
- Das Selbsteintrittsrecht der Mitgliedsstaaten sollte nicht im Sinne einer 

Zustimmungsmöglichkeit des Asylbewerbes eingeschränkt werden.  
 

- Österreich spricht sich zudem für die Beibehaltung des bestehenden 
Familienbegriffes im Sinne der Kernfamilie (Elternteil eines minderjährigen 
Kindes, Ehegatte, Minderjähriges Kind eines Asylwerbers) aus.  

 
- Die Aufnahme von Bestimmungen zu Gewahrsam in die Verordnung bzw. 

eine Einschränkung der derzeitigen Schubhaftregelungen würde den 
effektiven Vollzug der Dublin-Verordnung wesentlich erschweren. 

 
e) Eine Aussetzung der Anwendung der Regelungen der Dublin-VO für 

Mitgliedsstaaten, die infolge unzureichender organisatorischer oder 
menschenrechtlicher Vorkehrungen ein überlastetes Asylsystem aufweisen, erscheint 
als Anreiz zu den Zielen einer gemeinsamen Asylpolitik zuwiderlaufenden 
Lenkungseffekten verstanden werden. Priorität muss eine ordnungsgemäße 
Umsetzung der bestehenden Standards, nötigenfalls mit gemeinschaftlicher 
Unterstützung  haben. 

 
f) Neue gemeinschaftsrechtliche Regelungen zu Rechtsbehelfen sind einerseits 

entbehrlich, andererseits geeignet, die Vollziehung der Dublin-Verordnung erheblich 
zu behindern. 

 
 
10.  
zur EURODAC-VO: 
 

a) Österreich unterstützt die Festlegung klarer Fristen für die Datenübermittlung zur 
Verbesserung der Effizienz der EURODAC-Verordnung. Es sollten jedoch gewisse 
Ausnahmen z.B. bei mangelnder Mitwirkung durch den Asylwerber in die Verordnung 
oder faktischer Unmöglichkeit (wie etwa bei Krankenhausaufenthalt) aufgenommen 
werden. 

 
b) Der Ausweitung der Verordnung auf subsidiär Schutzberechtigte im Einklang mit den 

entsprechenden Änderungsvorschlägen zur Dublin-Verordnung kann zugestimmt 
werden.   

 
c) Die Einrichtung einer neuen Management Struktur für EURODAC gemeinsam mit 

anderen IT-Systemen wird begrüßt.  
 

d) Österreich wünscht sich verpflichtende Regelungen zur Einspeicherung bzw. 
Abfragemöglichkeiten zur Datenkategorie der illegal an der Grenze aufgegriffen 
Drittstaatsangehörigen. Auch eine zwingende Einspeicherung von illegal Aufhältigen 
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wird aus österreichischer Sicht als sinnvoll erachtet. EURODAC sollte so umfassend 
wie möglich genutzt werden können.  

 
e) Die vorgeschlagenen Änderungen zur EURODAC Verordnung können nicht getrennt 

von den Änderungen der Dublin II Verordnung gesehen werden. Eine Zustimmung 
zur EURODAC kann nur im Einklang mit der Dublin-Verordnung erfolgen. 

 
 
11.  
zur VO betreffend Asyl-Unterstützungsbüro 
 
Österreich erkennt die Bemühungen der Kommission durch Intensivierung der praktischen 
Zusammenarbeit eine einheitlichere Anwendung von EU-Asylrechtsregelungen zu erreichen 
und hierdurch insbesondere zur Minderung der Sekundärmigration von Asylwerbern 
innerhalb der EU beizutragen, an. Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der 
Europäischen Union ist der Auffassung, dass unnötige und kostenintensive bürokratische 
Strukturen zu vermeiden sind. In diesem Sinne müsste die Erforderlichkeit der Neuschaffung 
eines Europäischen Unterstützungsbüros für Asylfragen von der Kommission noch  
nachgewiesen bzw. konkret begründet und ausführlich diskutiert werden.  
 
 
 
 

II. 
  
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union beschließt, diese 
Ausschussfeststellung gem. § 39 GOG als Kommuniqué zu veröffentlichen sowie der 
Auszugsweisen Darstellung beizufügen und ersucht die Präsidentin des Nationalrates, 
dieses Kommuniqué an den Rat, an die Europäische Kommission, an die COSAC bzw. 
IPEX, sowie an die österreichische Bundesregierung und an das Europäische Parlament zu 
übermitteln und die gemeinsame Stellungnahme der Bundesländer beizufügen. 
 
 
 
 

III. 
 
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union geht davon aus, 
dass die Bundesministerin für Inneres bei der Verhandlung der  gegenständlichen 
Richtlinien- und Verordnungsentwürfe in der Europäischen Union ihre Zustimmung von der 
Erfüllung der oben genannten Punkte abhängig macht.  
 
 
 
 
 
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union beschließt auch diesen Punkt der 
Ausschussfeststellung gem. § 39 GOG als Kommuniqué zu veröffentlichen sowie der Auszugsweisen Darstellung 
beizufügen. 
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Folgender Antrag der FPÖ auf Stellungnahme wurde von FPÖ und BZÖ unterstützt und 
damit mehrheitlich abgelehnt: 
 
 
 

ANTRAG AUF STELLUNGNAHME 
gemäß Art. 23e Abs. 2 B-VG 

 
 
der Abgeordneten Dr. Johannes Hübner, Mag. Harald Stefan und Dr. Walter Rosenkranz 
betreffend EU-Asylpolitik eingebracht im Zuge der Sitzung des EU-Unterausschusses des 
Hauptausschusses am 17.4.2009 zu TOP 1 
 
 
 
Die österreichische Position zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in 
den Mitgliedstaaten (KOM (08) 815 endg.) lautet wie folgt: 
 

- Die Ausweitung des Anwendungsbereichs auf subsidiär Schutzberechtigte wird 
unterstützt. Dies ist in Österreich bereits umgesetzt. 

 
- Der Arbeitsmarktzugang fällt in die nationale Kompetenz der Mitgliedsstaaten. Ein 

harmonisierter Zugang zum Arbeitsmarkt 6 Monate nach Antragstellung wird daher 
kritisch gesehen. Diese Maßnahme würde Pull-Faktoren schaffen. 

 
- Die Definition des Familienbegriffs wird im Kommissionsvorschlag sehr weit gefasst. 

Österreich tritt für die Beibehaltung der Kernfamilie (Elternteil eines minderjährigen 
Kindes, Ehegatte, Minderjähriges Kind eines Asylwerbers) ein.  

 
- Der derzeitige Umfang der Grundversorgung sollte beibehalten werden. Eine 

Erweiterung der Grundversorgung würde zu einer massiven Erhöhung der 
Grundversorgungskosten führen. Zudem würde durch unterschiedliche 
Sozialhilfeniveaus in den Mitgliedsstaaten Sekundärmigration gefördert. 

 
- Zudem sollte die Mitwirkung des Asylwerbers am Verfahren weiterhin ein 

wesentlicher Faktor bleiben. Eine Einschränkung der Entzugsgründe bei der 
Grundversorgung wird daher kritisch gesehen. 

 
- Die neuen Schubhaftbedingungen in der Aufnahme Richtlinie werden kritisch 

gesehen. Sie stellen massive Einschränkungen der Inschubhaftnahme dar.  
 

- Die Erweiterung der Gruppe besonders Schutzwürdiger auf psychisch kranke 
Personen wird kritisch gesehen, da dies zu Missbrauch führen könnte.  

 
Des weiteren ist Österreichs Position zur Mitteilung der Kommission an das Europäische 
Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen - "Künftige Asylstrategie - Ein integriertes Konzept für EU-weiten 
Schutz", KOM (2008) 360 endg./2 unter anderem folgende: 
 

- Österreich bekennt sich klar zum Ziel der Schaffung eines gemeinsamen 
europäischen Asylsystems. Die Qualität der nationalen Asylsysteme soll weiter 
verbessert und die Asylentscheidungen der EU-Mitgliedsstaaten sollen weiter 
aneinander angeglichen werden.  
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Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 
 
 

Antrag  
auf Stellungnahme gemäß Art 23e Abs. 2 B-VG 

 
 
Der Ausschuss wolle beschließen: 
 
„Die zuständigen Mitglieder der österreichischen Bundesregierung – insbesondere die 
Innenministerin – werden aufgefordert, auf europäischer Ebene den Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung von Mindestnormen 
für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten (KOM (08) 815 endg.) 
abzulehnen und gegenüber der Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, 
den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 
Regionen - "Künftige Asylstrategie - Ein integriertes Konzept für EU-weiten Schutz", KOM 
(2008) 360 endg./2 im Sinne einer restriktiven Asylpolitik eine klar ablehnende Haltung 
einzunehmen.“ 
 
 
 
 
 
 
Wien, 17. April 2009 
 
 
 
 
 
Diese Vorhaben sind durch Bundesgesetz oder Bundesverfassungsgesetz umzusetzen bzw. auf die Erlassung 
eines unmittelbar anwendbaren Rechtsaktes gerichtet, der durch Bundesgesetz oder Bundesverfassungsgesetz 
umzusetzen wäre. 
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Folgender Antrag des BZÖ auf Ausschussfeststellung wurde von BZÖ und FPÖ unterstützt 
und damit mehrheitlich abgelehnt: 
 
 
 

Antrag auf Ausschussfeststellung 
 
 
 
der Abgeordneten Mag. Stadler, Hagen 
 
 
eingebracht im Zuge der Sitzung des Ständigen Unterausschusses in Angelegenheiten der 
Europäischen Union am 17. April 2009 
 
zum Tagesordnungspunkt:  

- Vorschlag für eine VO des EP und des Rates zur Einrichtung eines Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen 

 
 
 
Der Ausschuss wolle beschließen: 
 
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union appelliert an die 
österreichische Bundesregierung, insbesondere an die Bundesministerin für Inneres, auf 
Europäischer Ebene den Verordnungsentwurf zur Einrichtung eines Europäischen 
Unterstützungsbüros für Asylfragen jedenfalls abzulehnen.  
 
 
 
 
Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union beschließt weiters, diese 
Ausschussfeststellung gem. § 39 Abs. 1 bzw. 3 GOG als Kommuniqué zu veröffentlichen und der Auszugsweisen 
Darstellung beizufügen.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wien, 17. April 2009 
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Folgender Antrag des BZÖ auf Ausschussfeststellung wurde von den anderen Parteien 
mehrheitlich abgelehnt: 
 
 
 

Antrag auf Ausschussfeststellung 
 
 
 
der Abgeordneten Mag. Stadler, Hagen 
 
 
eingebracht im Zuge der Sitzung des Ständigen Unterausschusses in Angelegenheiten der 
Europäischen Union am 17. April 2009 
 
 
zu den Tagesordnungspunkten:  

- Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Festlegung von Mindestnormen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den 
Mitgliedstaaten (002720/EU XXIV. GP) 

- Vorschlag für eine VO des EP und des Rates zur Festlegung von Kriterien und 
Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der für die Prüfung eines von einem 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags 
auf internationalen Schutz zuständig ist – Zusammenfassung der 
Folgenabschätzungen (005287/EU XXIV. GP) 

 
 
 
 
Der Ausschuss wolle beschließen: 
 
 
„Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union bekräftigt nicht 
zuletzt vor dem Hintergrund der jüngst wieder ansteigenden Asylwerberzahlen die 
Notwendigkeit einer gemeinsamen europäischen Asylpolitik.  
 
In diesem Zusammenhang geht daher der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der 
Europäischen Union davon aus, dass die Umsetzung dieser gemeinsamen europäischen 
Asylpolitik keinesfalls dazu führen darf, dass die Kosten für die Grundversorgung in 
Österreich steigen, dass die Definition des Familienbegriffs ausgeweitet wird, dass die 
Bedingungen für die Inschubhaftnahme sowie die Entzugsgründe für die Grundversorgung 
eingeschränkt werden und die Gruppe der besonders Schutzwürdigen generell auf psychisch 
kranke Personen ausgeweitet wird.  
 
Daher appelliert der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union 
an die österreichische Bundesregierung, insbesondere an die Bundesministerin für Inneres, 
Richtlinien- und Verordnungsentwürfen in Umsetzung der zweiten Phase des gemeinsamen 
europäischen Asylsystems jedenfalls solange die Zustimmung zu verweigern, als diese 
Entwürfe unter anderem Maßnahmen im obigen Sinn enthalten bzw. generell auf eine 
Ausweitung der Rechte von Asylwerbern abzielen, damit zu weiteren kosten- und 
administrationsintensiven Verfahrensverzögerungen führen und dadurch Asylmissbrauch 
nicht nur nicht eingedämmt sondern noch ausgeweitet wird.  
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Der Ständige Unterausschuss in Angelegenheiten der Europäischen Union beschließt weiters, diese 
Ausschussfeststellung gem. § 39 Abs. 1 bzw. 3 GOG als Kommuniqué zu veröffentlichen und der Auszugsweisen 
Darstellung beizufügen.“ 
 
 
 
 
Wien, 17. April 2009 
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Folgender Antrag der Grünen auf Stellungnahme wurde von den anderen Parteien 
mehrheitlich abgelehnt: 
 
 
 

ANTRAG AUF STELLUNGNAHME 
gemäß Art. 23e Abs. 2 B-VG 

 
 
der Abgeordneten Mag.a Alev Korun und Mag.a Ulrike Lunacek betreffend EU-Asylpolitik 
eingebracht im Zuge der Sitzung des EU-Unterausschusses des Hauptausschusses am 
17.4.2009 zu TOP 1 
 
 
 
Eine gemeinsame Asylpolitik der EU und damit die Verbesserung des europäischen 
Asylsystems ist nicht zuletzt vor dem Hintergrund von Flüchtlingskatastrophen im Mittelmeer 
notwendiger denn je. Diese Flüchtlingskatastrophen, die täglich vor den Augen der Welt 
passieren und denen die Europäische Union wie gelähmt zusieht, sind nur ein Beispiel einer 
gescheiterten Europäischen Asylpolitik. Die einzige strukturelle Aktivität auf europäischer 
Ebene war bisher die Einrichtung und der Ausbau der Grenzschutzagentur Frontex, die sich 
allein der Abwehr von Flüchtlingen verpflichtet fühlt, ohne deren Menschenrechte gebührend 
zu achten.  
 
Mehr als 10.000 Menschen sind in den letzten 5 Jahren vor den Küsten der EU ertrunken. 
Unzählige Berichte objektivieren die unhaltbaren Zustände in den Sammellagern auf 
europäischem Boden (Lampedusa/Ceuta/Melilla/Malta/ Kanarische Inseln). Zusätzlich gibt es 
riskante und menschenrechtswidrige Rückführungspraktiken aus diesen Sammellagern in 
Richtung Transit- und Herkunftsstaaten. 
 
Die bestehenden Rechtsnormen sowohl auf europäischer als auch österreichischer Ebene 
weisen enorme Defizite auf. Das geht von mangelnder Verständlichkeit, mangelnder 
Praktikabilität bis hin zu menschenrechtsverletzenden Bestimmungen (Stichwort 
„Abschieberichtlinie“). Die vorliegenden Änderungsvorschläge der Europäischen Kommission 
am bestehenden Asylsystem sind daher ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Dabei 
ist insbesondere der Vorschlag für Änderungen der Aufnahmerichtlinie für AsylwerberInnen 
zu nennen.   
 
   
Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgenden 
 
 

Antrag 
auf Stellungnahme gemäß Art 23e Abs. 2 B-VG 

 
Der Ausschuss wolle beschließen: 
 
 
Die zuständigen Mitglieder der österreichischen Bundesregierung – insbesondere die 
Innenministerin – werden aufgefordert:  
 

1. die vorliegenden Änderungsvorschläge der Kommission zur EU-Asylpolitik vollständig 
und nachhaltig zu vertreten, dabei insbesondere die in der Aufnahmerichtlinie und in 
der Verordnung von Dublin vorgesehenen Verbesserungen für AsylwerberInnen. 
Darunter fallen vor allem eine menschenwürdigere Behandlung und Betreuung, 
verstärktes Augenmerk auf unbegleitete Minderjährige und Personen mit psychischen 
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Leiden, eine Minimierung der Schubhaftpraxis (darunter auch ein generelles 
Schubhaftverbot für unbegleitete Minderjährige) und einen effektiven Zugang von 
AsylwerberInnen zum Arbeitsmarkt.   

 
2. sich mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass Betroffene in den Sammellagern auf 

Lampedusa/Ceuta/Melilla/Kanarische Inseln/Malta menschenwürdige Bedingungen 
vorfinden, wie sie der Aufnahmerichtlinie der Europäischen Union entsprechen. 

 
3. sich besonders und nachweislich dafür einzusetzen, dass Betroffene einen Zugang 

zu einem fairen Verfahren in der Europäischen Union haben und Rückführungen nur 
unter Einhaltung des Non–Refoulement Prinzips (Prinzip der Nichtzurückschiebung in 
Staaten, in denen den Betroffenen unmenschliche Behandlung, erniedrigende 
Behandlung oder Folter drohen) stattfinden. 

 
4. sich dafür einzusetzen, dass die auf europäischer Ebene geführten Debatten über 

Migration und irregulärer Migration jedenfalls auch die „Schutzdimension“ umfassen 
und nicht allein ausgehend vom Sicherheitsaspekt geführt werden.  

 
5. sich dafür einzusetzen, dass die betroffenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

nicht alleine gelassen werden. Insbesondere sollten Personen, bei denen ein 
Schutzbedürfnis festgestellt wird, nach einem Resettlementsystem (Neuansiedlung) 
auf andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union nach bestimmten Quoten verteilt 
werden. Das könnte ein Beitrag zu einer wirklichen Teilung der Verantwortlichkeit 
zwischen den EU-Mitgliedstaatensein sein. Menschen, bei denen ein Schutzbedürfnis 
besteht, können auf diesem Weg legal in die Europäischen Union einreisen und 
werden nicht Opfer von Schlepperbanden.   

 
6. Sorge zu tragen, dass die finanziellen Mittel, die Drittstaaten bewilligt werden, vor 

allem den jeweiligen Aufnahmesystemen und Asylsystemen zugute kommen. Sonst 
besteht die Gefahr, dass diese in auf die Abwehr von Flüchtlingen gerichtete 
Maßnahmen investiert werden.  

 
7. sich dafür einzusetzen, dass besonders verletzliche Gruppen von Flüchtenden 

adäquat versorgt werden. Vor dem Hintergrund, dass laut Medienberichten vermehrt 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge an den Küsten der Europäischen Union 
ankommen, muss bei der Versorgung von Kindern die Kinderrechtskonvention 
eingehalten und das Primat des Wohls des Kindes im Allgemeinen berücksichtigt 
werden.  

 
8. sich dafür einzusetzen, dass die Europäische Agentur für die operative 

Zusammenarbeit an den Außengrenzen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
(FRONTEX) präzise Zahlen ermittelt und über die bei ihren Operationen 
abgefangenen AsylwerberInnen und in ihr Herkunftsland oder ein Transitland 
zurückgeschickten Personen inklusive deren Schicksal vorlegt.  

 
9. sich dafür einzusetzen, dass die Europäische Kommission einen Vorschlag für die 

Überarbeitung des Mandats von Frontex vorlegt, um ausdrücklich darauf 
hinzuweisen, dass Schutz- und Menschenrechtsbelange integraler Bestandteil des 
Grenzschutzes an den EU-Außengrenzen sind.  

 
10. sich dafür einzusetzen, dass die geplanten Änderungsvorschläge zur Verordnung von 

Dublin und der Aufnahmerichtlinie zügig zumindest in der von der Kommission 
vorliegenden Version beschlossen werden.  

 
11. sich aus aktuellem Anlass dafür einzusetzen, dass infolge des Zusammenbruchs des 

griechischen Asylsystems so lange keine Überstellungen von Asylsuchenden im 
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Rahmen der Verordnung von Dublin aus einzelnen Mitgliedstaaten nach 
Griechenland durchgeführt werden, bis Griechenland die Versorgung von 
Asylsuchenden wieder gewährleisten kann.   

 
 
 
 
 
 
Diese Vorhaben sind durch Bundesgesetz oder Bundesverfassungsgesetz umzusetzen bzw. auf die Erlassung 
eines unmittelbar anwendbaren Rechtsaktes gerichtet, der durch Bundesgesetz oder Bundesverfassungsgesetz 
umzusetzen wäre. 


